
die sich daraus für die Rechtspflegeorgane ergeben­
den Aufgaben noch wirkungsvoller zu lösen. Dabei 
wünschen wir dem Obersten Gericht der DDR weitere 
Erfolge zum Wohle unserer sozialistischen Deutschen 
Demokratischen Republik.
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Das Zentralkomitee dankt allen Mitarbeitern der 
Staatsanwaltschaft für die geleistete Arbeit. Wir sind 
überzeugt, daß sie auch künftig ihre ganze Kraft er­
setzen werden, um ihren verantwortungsvollen Auf­
trag in Ehren zu erfüllen.
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WALTER BAUR, Generalsekretär der Vereinigung der Juristen der DDR 
Dr. SIEGFRIED PETZOLD, Mitglied des Büros des Präsidiums der URANIA 
und Vorsitzender der Sektion für Staats- und Rechtswissenschaft

Die gemeinsame Verantwortung der URANIA und der Vereinigung der Juristen 
für die Erläuterung des sozialistischen Rechts
Im Beschluß des Politbüros des Zentralkomitees der 
SED „Die nächsten Aufgaben zur Erläuterung des so­
zialistischen Rechts sowie zur Festigung und weiteren 
Entwicklung des Rechtsbewußtseins der Werktätigen“ 
wird der URANIA und der Vereinigung der Juristen 
der DDR (VdJ) die Aufgabe gestellt, die Effektivität 
und das Niveau der Erläuterung des sozialistischen 
Rechts zu erhöhen. Beide Organisationen sind aufge­
fordert, sich vorrangig denjenigen Fragen zuzuwenden, 
die für die Durchsetzung der sozialistischen Gesetzlich­
keit von Bedeutung sind und mit denen die Bürger im 
täglichen Leben konfrontiert werden. Bei der Lösung 
dieser Aufgabe erhalten sie von den Justiz- und Si­
cherheitsorganen die notwendige Unterstützung.
Der URANIA ist die Verpflichtung auferlegt, durch eine 
verstärkte, lebensverbundene Erläuterung des Rechts 
den gewachsenen Bedürfnissen und Interessen der Bür­
ger an der Vermittlung von Rechtskenntnissen auf den 
verschiedensten Gebieten besser Rechnung zu tragen. 
Das erfordert, in enger Zusammenarbeit mit den staat­
lichen Organen und der VdJ weitere Referenten für die 
populärwissenschaftliche Tätigkeit zu gewinnen.
Die Verantwortung der VdJ besteht vor allem darin, 
ihre Mitglieder für eine politisch-ideologisch fundierte 
Erläuterung des Rechts zu aktivieren. Hierzu ist es not­
wendig, die Weiterbildung der Juristen zu organisieren 
und besonders die Erfahrungen der sozialistischen Bru­
derländer zu vermitteln.
Der Beschluß des Politbüros löste bei den Vorständen, 
Mitgliedern und Referenten der URANIA ebenso wie 
bei allen Leitungen und Mitgliedern der VdJ große 
Initiativen aus, die in einem weiteren Aufschwung der 
Aktivitäten zur Erläuterung des sozialistischen Rechts 
ihren sichtbaren Ausdruck finden. Auf einer gemein­
sam vom Präsidium der URANIA und vom Zentral­
vorstand der VdJ veranstalteten Referentenkonferenz 
wurden Maßnahmen für ein höheres Niveau und eine 
höhere Effektivität der Rechtspropaganda erörtert./l/ 
Der Inhalt dieser Konferenz stellt gemeinsam mit dem 
Beschluß des Büros des Präsidiums der URANIA vom 
31. Mai 1974 und dem Beschluß des Zentralvorstandes 
der VdJ vom 12. Juli 1974 eine wichtige Grundlage für 
die populärwissenschaftliche Arbeit beider gesellschaft­
licher Organisationen auf den Gebieten des Staates und 
des Rechts dar. Dabei wirkt sich die langjährige erfolg-

/l/ Vgl. K. Sorgenicäit, „Verwirklichung der sozialistischen 
Gesetzlichkeit und Festigung des Rechtsbewußtseins der Werk­
tätigen“, NJ 1974 S. 413 ff.
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reiche Zusammenarbeit zwischen der Sektion für Staats­
und Rechtswissenschaft der URANIA und den Sektio­
nen „Strafrecht und Kriminalitätsbekämpfung“, „Wirt­
schaftsrecht“ sowie „Zivil-, Familien- und Arbeitsrecht“ 
der VdJ sehr positiv aus. Auch die vom Präsidenten 
der URANIA und vom Präsidenten der VdJ am 26. Ok­
tober 1973 Unterzeichnete Vereinbarung über das Zu­
sammenwirken beider Organisationen/2/ wird immer 
mehr mit Leben erfüllt.

Vertiefung des Verständnisses
für die Gesetzmäßigkeiten der sozialistischen Staats­
und Rechtsentwicklung

Um das ideologische und theoretische Niveau sowie die 
Effektivität der rechtspropagandistischen Arbeit zu er­
höhen, ist es erforderlich, immer tiefer in die Gesetz­
mäßigkeiten der Entwicklung der sozialistischen Gesell­
schaft einzudringen, die auch der weiteren Festigung 
der sozialistischen Staatsmacht und der Vertiefung der 
sozialistischen Demokratie in der mit dem VIII. Partei­
tag der SED eingeleiteten neuen Etappe unserer staat­
lichen und gesellschaftlichen Entwicklung zugrunde lie­
gen.
Ausgehend von der wachsenden Rolle des sozialistischen 
Staates als Hauptinstrument bei der Gestaltung der ent­
wickelten sozialistischen Gesellschaft sowie von der zu­
nehmenden Bedeutung des sozialistischen Rechts bei der 
Leitung der gesellschaftlichen Prozesse und im Leben 
der Bürger, ergeben sich auch höhere Anforderungen 
ah die populärwissenschaftliche Arbeit. Das Ausmaß, 
die Kompliziertheit und die Verflechtung aller vom 
Staat zu leitenden gesellschaftlichen Prozesse, die sich 
auf innen- und außenpolitischem Gebiet vor allem aus 
der Lösung der vom VIII. Parteitag der SED gestellten 
Hauptaufgabe und der sich vollziehenden sozialistischen 
ökonomischen Integration ergeben, nehmen ständig zu. 
Dabei tritt das internationalistische Wesen des sozia­
listischen Staates immer stärker hervor, und die Ver­
tiefung des sozialistischen Internationalismus und Pa­
triotismus als Wesensmerkmale des sozialistischen 
Staats- und Rechtsbewußtseins wird zu einem Grund­
anliegen unserer Zeit.
Mit den objektiv wachsenden Aufgaben des sozialisti­
schen Staates und seines Rechts wächst in gleichem

/2/ Vgl. S. Petzold, „Enge Zusammenarbeit zwischen der Ver­
einigung der Juristen der DDR und der URANIA“, NJ 1973 
S. 733.


